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Corona 

Ministerpräsidentin Malu Dreyer: Große Einigkeit über Shutdown 
vom 16. Dezember bis 10. Januar  

„Auch wenn es keine leichte Entscheidung ist: Es herrscht große Einigkeit darüber, 

dass der Shutdown unbedingt notwendig ist. Medizinisch, um Menschenleben zu 

retten und auch wirtschaftlich. Wenn wir die Zeit um Weihnachten jetzt nutzen, ist der 

Schaden geringer. Viele Unternehmen haben ohnedies Betriebsferien, die Schulen 

haben Weihnachtsferien“, sagte Ministerpräsidentin Malu Dreyer nach der Bund-

Länder-Schalte. Diese Entscheidung sei ein sehr schwerer Schritt, der nicht leichtfalle. 

Aber in ganz Deutschland würden immer mehr Menschen an COVID-19 sterben. „Es 

ist nicht irgendeine Zahl, oder irgendein Faktor. Und je höher die Gesamtzahl, desto 

kritischer sei die Situation in den Krankenhäusern und vor allem auf den 

Intensivstationen“, so die Ministerpräsidentin.  

In Rheinland-Pfalz sei Vorsorge getroffen worden: „Unsere Krankenhäuser haben 

einen Verbund gebildet und unterstützen sich gegenseitig. Wir stehen in sehr engem 

Austausch. Deswegen wissen wir, wir müssen jetzt handeln. Sie haben unser 

Versprechen, dass unser erstes Ziel ist, dass in Deutschland alle Patienten gut 

versorgt werden können“, so die Ministerpräsidentin. Sie habe sehr viele Zuschriften 

bekommen und mit den Kommunen, den Kammern und Verbänden gesprochen. 

„Auch aus dem Handel wissen wir, dass eine kurze Zeit der Schließung vielen lieber 

ist, als ihre Läden mit allen laufenden Kosten offen zu halten und kaum Kunden zu 

haben“, sagte Ministerpräsidentin Malu Dreyer.  
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Am Freitag hätten Rheinland-Pfalz in die Weihnachtsferien begonnen. Die meisten 

Klassenarbeiten und Klausuren seien geschrieben. Hinter den Schülern und 

Schülerinnen liege ein schwieriges Jahr. „Deswegen war mit sehr wichtig, dass wir die 

Schulen nicht einfach schließen. In den Schulen wird die Präsenzpflicht vom 16. 

Dezember bis zum 18. Dezember 2020 aufgehoben. Dies bedeutet: Alle Schülerinnen 

und Schüler können und sollten zuhause bleiben. Das ist sinnvoll, damit die Kinder 

vor den Feiertagen Kontakte reduzieren. Fernunterricht muss in diesen drei Tagen 

nicht stattfinden. Die Schulfamilie und Eltern können sich in dieser Zeit in einem 

strukturierten Prozess darauf vorbereiten, dass nach dem regulären Ferienende, am 

4. Januar 2021, bis zum 15. Januar 2021 Fernunterricht stattfinden wird. Dies ist das 

mildere Mittel im Vergleich zur Schulschließung. Bildung ist ein hohes Gut!“, betonte 

die Ministerpräsidentin. Vom Fernunterricht ausgenommen seien diejenigen, die 

gerade schon für ihre Abiturprüfungen büffeln, die im Januar stattfinden. 

Konkret gilt ab Mittwoch, 16. Dezember 2020, bis mindestens 10. Januar 2021: 

1. Private Treffen sind weiterhin auf den eigenen und einen weiteren Haushalt, jedoch 

maximal auf 5 Personen, beschränkt. Kinder bis 14 Jahre sind ausgenommen. 

2. Weihnachten kann gefeiert werden, jedoch in deutlich kleinerem Rahmen als 

sonst. Vom 24. bis 26. Dezember gilt: Ein Hausstand darf von weiteren vier Personen 

aus dem engsten Familienkreis besucht werden, selbst wenn dadurch mehr als fünf 

Personen oder mehr als zwei Hausstände zusammenkommen. Es wird ausdrücklich 

empfohlen, vor dem Familientreffen eine Schutzwoche einzulegen und Kontakte fünf 

bis sieben Tage zuvor auf ein absolutes Minimum zu reduzieren. 

3. An Silvester und Neujahrstag wird bundesweit ein An- und Versammlungsverbot 

umgesetzt. Außerdem gilt ein Böllerverbot auf publikumsträchtigen Plätzen und ein 

Verkaufsverbot von Böllern. Es wird dringend empfohlen, auf das Zünden von 

Pyrotechnik zu verzichten. Der Verkauf von Pyrotechnik wird verboten. 

4. Die Kitas bleiben im Regelbetrieb geöffnet. An die Eltern wird aber appelliert, 

möglichst eine Betreuung zu Hause sicher zu stellen.  



 
 
 

3/5 

STAATSKANZLEI 
Mainz, 13.12.2020 
 
 

  

5. In den Schulen wird die Präsenzpflicht vom 16. bis 18. Dezember 2020 

aufgehoben. Dies bedeutet: Alle Schülerinnen und Schüler können zuhause bleiben. 

Fernunterricht muss in diesen drei Tagen nicht stattfinden. Für die Zeit nach den 

Ferien gilt: In der Woche vom 4. bis zum 15. Januar 2021 findet in allen Schularten 

ausschließlich Fernunterricht statt. Die Schulen bieten Notbetreuung für Schüler und 

Schülerinnen bis zur Klassenstufe 7 an; für Schüler oder Schülerinnen mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf und für Schüler, deren häusliche Lernsituation 

nicht ausreichend förderlich ist. Wir werden mit den Trägern der Schülerbeförderung 

Gespräche führen, damit die Schülerbeförderung zur Wahrnehmung der 

Notbetreuung aufrechterhalten bleibt. 

Für Prüfungen gilt: Klassenarbeiten und Prüfungen, die in der Zeit bis zum 18. 

Dezember 2020 sowie vom 4. Januar bis 15. Januar 2021 angesetzt waren, sollen 

möglichst verschoben oder ersetzt werden. Sollte das nicht möglich sein, finden diese 

in der Schule statt.  

Das Abitur (G9-Gymnasien und IGS) findet wie geplant und in Präsenz an den 

Schulen statt (Beginn der schriftlichen Prüfungen am 07. Januar 2021, Ende: 27. 

Januar 2021). 

Wie es ab dem 15. Januar 2021 weitergeht, wird in Abhängigkeit von der 

Infektionslage entschieden.  

6. Der Verzehr von alkoholischen Getränken im öffentlichen Raum wird untersagt. 

Verstöße werden mit einem Bußgeld belegt. 

7. Handel 

Der Einzelhandel mit Ausnahme des Einzelhandels für Lebensmittel wird ab dem 16. 

Dezember 2020 bis zum 10. Januar 2021 geschlossen. Der Verkauf von non-food 

Produkten im Lebensmitteleinzelhandel, die nicht dem täglichen Bedarf zuzuordnen 

sind, kann ebenfalls eingeschränkt werden und darf keinesfalls ausgeweitet werden. 

Ausnahmen: Wochenmärkte für Lebensmittel, Direktvermarktern von Lebensmitteln, 

Abhol- und Lieferdienste, Getränkemärkte, Reformhäuser, Apotheken, 

Sanitätshäuser, Drogerien, Optiker, Hörgeräteakustiker, Tankstellen, Kfz-
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Werkstätten, Fahrradwerkstätten, Banken und Sparkassen, Poststellen, Reinigungen, 

Waschsalons, Zeitungsverkauf, Tierbedarfsmärkte, Futtermittelmärkte, 

Weihnachtsbaumverkauf und Großhandel.  

8. Dienstleistungsbetriebe im Bereich der Körperpflege wie Friseursalons, 

Kosmetikstudios, Massagepraxen, Tattoo-Studios und ähnliche Betriebe werden 

geschlossen, weil in diesem Bereich eine körperliche Nähe unabdingbar ist. 

Medizinisch notwendige Behandlungen, zum Beispiel Physio-, Ergo und 

Logotherapien sowie Podologie/Fußpflege, bleiben weiter möglich.  

9. Wirtschaftliche Unterstützung: Die Maßnahmen führen dazu, dass einige 

Wirtschaftsbereiche auch im kommenden Jahr weiterhin erhebliche Einschränkungen 

ihres Geschäftsbetriebes hinnehmen müssen. Daher wird der Bund die betroffenen 

Unternehmen, Soloselbständigen und selbständigen Angehörigen der Freien Berufe 

auch weiterhin finanziell unterstützen. Dafür steht die verbesserte Überbrückungshilfe 

III bereit, die Zuschüsse zu den Fixkosten vorsieht. Mit verbesserten Konditionen, 

insbesondere einem höheren monatlichen Zuschuss in Höhe von maximal 500.000 

Euro für die direkt und indirekt von den Schließungen betroffenen Unternehmen, 

leistet der Bund seinen Beitrag, Unternehmen und Beschäftigung zu sichern. Für die 

von der Schließung betroffenen Unternehmen soll es Abschlagszahlungen ähnlich wie 

bei den außerordentlichen Wirtschaftshilfen geben. Der mit den 

Schließungsanordnungen verbundene Wertverlust von Waren und anderen 

Wirtschaftsgütern im Einzelhandel und anderen Branchen soll aufgefangen werden, 

indem Teilabschreibungen unbürokratisch und schnell möglich gemacht werden. Zu 

inventarisierende Güter können ausgebucht werden. Damit kann der Handel die 

insoweit entstehenden Verluste unmittelbar verrechnen und steuermindernd 

ansetzen. Das sichert Liquidität.  

10. Bei Gottesdiensten und Zusammenkünften in Kirchen, Synagogen und 

Moscheen gilt ein Mindestabstand von 1,5 Metern und Maskenpflicht auch am Platz. 

Gemeindegesang ist verboten.  

11. Wir werden für Alten-und Pflegeheime sowie mobile Pflegedienste besondere 

Schutzmaßnahmen treffen. In Rheinland-Pfalz leben mehr als 44.000 Menschen in 

Alten und Pflegeheimen, mindestens genauso viele werden zu Hause von mobilen 
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Pflegediensten betreut. Hier werden wir mit besonderen Maßnahmen für zusätzlichen 

Schutz sorgen. Der Bund unterstützt diese mit medizinischen Schutzmasken und 

durch die Übernahme der Kosten für Antigen-Schnelltests.  

Die Länder werden zudem eine verpflichtende Testung mehrmals pro Woche für das 

Personal in den Alten-und Pflegeeinrichtungen anordnen. Solche regelmäßigen Tests 

sind ebenso für das Personal in mobilen Pflegediensten angezeigt. In Regionen mit 

erhöhter Inzidenz soll der Nachweis eines aktuellen negativen Coronatests für die 

Besucherinnen und Besucher verbindlich werden. Das ist für die Einrichtungen eine 

hohe zusätzliche Belastung. Damit es dennoch verlässlich durchgeführt werden kann, 

steht die Landesregierung im engen Austausch mit DRK, Maltesern und anderen 

Rettungsdiensten, die bereits signalisiert haben, die Einrichtungen beim Testen zu 

unterstützen. 

12. Wir haben die Zusage des Bundesgesundheitsministers, dass wir ab dem 27. 

Dezember beginnen können, zu impfen. In einem ersten Schritt werden wir mit 

mobilen Teams in die Alten und Pflegeeinrichtungen gehen. Ab dem 4. Januar haben 

wir dann mehr Impfstoff zur Verfügung und können auch Impfzentren öffnen, die wir 

startbereit haben. 

 


